
 
 

Auf die Straße gegen Gasumlage und Inflation! 
DGB und Einzelgewerkschaften müssen jetzt handeln 

Die kürzlich beschlossene Gasumlage ist ein weiterer Beweis dafür, dass die SPD-geführte 
Ampelregierung in dieser Krise neuen Ausmaßes keine Politik für die arbeitende Bevölkerung 
macht, sondern für die Konzerne und Banken. Denn über diese Umlage werden die arbeitenden 
Menschen, die ohnehin schon unter den explodierenden Energiepreisen und der galoppieren-
den Inflation leiden, erneut mit hunderten Euro belastet. Gerettet werden sollen darüber 
Energiekonzerne wie Uniper, die sich in den letzten Jahren über riesige Profite freuen durften. 
Auch die eilig hinterher geschobene Mehrwertsteuersenkung ändert nichts daran, dass 
Lohnabhängige, Studierende, Rentner*innen, Erwerbslose massiv durch Preissteigerungen 
getroffen werden, die sie nicht zu verantworten haben. Viele werden diese schlicht nicht 
bezahlen können. 

Energieknappheit und Preisexplosionen sind Folgen der kapitalistischen Krisenentwicklung. 
Verstärkt werden sie durch die Sanktionspolitik gegen Russland, die den Krieg nicht stoppt, 
dafür aber die arbeitende Bevölkerung hier, in Russland und international massiv trifft. Die einzig 
sinnvolle Maßnahme der Regierung, nämlich die Einführung des 9€-Tickets, wird nicht 
fortgesetzt und nun drohen auch hier deutliche Fahrpreiserhöhungen. Die Bundesregierung hat 
Anfang des Jahres außerdem beschlossen, 100 Milliarden Euro in Rüstung zu investieren, 
während Krankenhäuser, Schulen, Kitas und viele andere wichtige Bereiche marode sind. Für 
die dringend nötigen Investitionen, sowie Geld für mehr Personal und bessere Bezahlung ist 
dann angeblich kein Geld da. Widerstand ist jetzt das Gebot der Stunde. Die VKG ruft alle 
Kolleg*innen dazu auf, sich mit uns gemeinsam dafür stark zu machen, dass der DGB und die 
Einzelgewerkschaften jetzt handeln, um Proteste, Kundgebungen und Demonstrationen zu 
organisieren. Außerdem müssen die Tarifrunden genutzt werden, um Reallohnsteigerungen 
durchzusetzen. Wir schlagen vor, dass die Gewerkschaften mit folgenden Forderungen gegen 
die Preissteigerungen mobil machen sollen: 

 Löhne, Renten, Sozialleistungen rauf! Automatische Anpassung an die Inflationsrate! 

 Reallohnsteigerung bei Tarifabschlüssen durchsetzen – Tariflaufzeiten maximal 12 Monate 

 Bezahlbare, staatliche Obergrenzen für Lebensmittel- und Energiepreise sowie Mieten! 
Überführung der großen Energie- und Immobilienkonzerne in öffentliches Eigentum 
unter demokratischer Kontrolle! 

 Sofortiger Mietenstopp! Verbot von Strom- und Gassperren! Keine Zwangsräumungen! 

 Statt 100 Milliarden für Rüstung – Milliarden für den Ausbau erneuerbarer Energien, für 
mehr Personal in den Krankenhäusern, für Sanierung von Schulen und Kindergärten etc. 

 9-Euro-Ticket beibehalten! Investitionen und mehr Personal in den öffentlichen Verkehr! 

 Wiedererhebung der Vermögenssteuer! Höhere Steuern auf Unternehmensprofite! 
Einmalige Abgabe von 30 Prozent auf das Geldvermögen von Millionär*innen und 
Milliardär*innen! 

Die VKG organisiert am 8. und 9. Oktober eine Konferenz, auf der sie diskutieren möchte, wie 
eine gewerkschaftliche Kampagne gegen Preissteigerungen und Reallohnverluste aussehen 
könnte und dafür Druck von unten aufgebaut werden kann.  
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